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Statusfeststellung Inhalt 
Statusfeststellung des Arbeitnehmers 
führt zu hohen Rückforderungen 
des Arbeitgebers 
BAG, Urteil vom 26.6.2019 - 5 AZR 178/18 Prof Ulrich Wenner 

Das hätte sich der gut bezahlte EDV-Systemadministrator nicht träumen lassen: 
Nach dem Erfolg seiner Statusfeststellungsklage beim Landessozialgericht (LSG) 
erlitt er beim Bundesarbeitsgericht (BAG) in Erfurt eine herbe Niederlage und 
muss seinem ehemaligen Arbeitgeber wohl mehr als 100.000 Euro zurückzahlen. 

Der hatte nämlich nach der Niederlage 
beim LSG zwar seine Verpflichtung gegen 
über der Einzugsstelle für den Gesamtsozi 
alversicherungsbeitrag erfüllt, es dabei 
aber nicht bewenden lassen. Getreu der 
Devise »da wollen wir doch mal sehen, was 
Du davon hast« nahm er seinen ehemali 
gen Arbeitnehmer auf Rückzahlung der 
Honorare für den gesamten Zeitraum des 
Beschäftigungsverhältnisses in Anspruch 
und hat damit voraussichtlich Erfolg. Die 
Erfurter Bundesrichter haben die Sache 
zwar am 26.6.2019 zur weiteren Sachauf 
klärung an das Landesarbeitsgericht Ba 
den-Württemberg zurückverwiesen. Nach 
dem Inhalt der Entscheidungsgründe und 
den zahlreichen »Hinweisen«, die das BAG 
seinen Kollegen für die neue Entscheidung 
an die Hand gegeben hat, wird aber der Ar 
beitnehmer zumindest einen großen Teil 
der Forderung erfüllen müssen. 

»Externer EDV-Administrator« 
Der jetzt beklagte EDV-Experte war zwi 
schen 2001 und 2009 bei dem klagenden 
Unternehmen, das als gemeinnützige Ein 
richtung Maßnahmen der Arbeitsförde 
rung anbietet, als sogenannter externer 
EDV-Administrator tätig. Die Parteien hat 
ten einen freien Dienstvertrag geschlossen 
und eine Stundenvergütung des Beklagten 

von zuletzt 60 Euro/Stunde vereinbart. 
Wenige Monate nach Kündigung des Ver 
trages durch den Beklagten stellte die 
Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV) 
auf dessen Antrag im Oktober 2009 fest, 
dass dieser während der gesamten Zeit 
seiner Tätigkeit für die Klägerin in einem 
Beschäftigungsverhältnis gestanden habe. 
Mit ihrer Klage gegen die Statusfeststel 
lung hatte die Klägerin keinen Erfolg. Das 
zu Gunsten der DRV und des Arbeitneh 
mers ergangene Urteil des LSG Baden 
Württemberg aus April 2014 ist rechtskräf 
tig geworden. Die Klägerin entrichtete 
daraufhin für die vier Jahre zwischen 2005 
und 2009 die vollen Sozialversicherungs 
beiträge nach und erhob im August 2015 
beim Arbeitsgericht Freiburg Klage auf 
Rückzahlung der zwischen 2001 und 2009 
gezahlten Honorare sowie des Arbeitneh 
merbeitrags zur Sozialversicherung in 
Höhe von insgesamt 112.000 Euro. Die Be 
rechnung der Forderung nahm sie so vor, 
dass sie von der Summe der Honorare auf 
der Basis von zuletzt 60 Euro/Stunde das 
Gehalt abzog, das der Beklagte als Arbeit 
nehmer erhalten hätte (circa 15 Euro/Stun 
de). Das hat der 5. Senat des BAG im Kern 
für richtig gehalten; lediglich zur Höhe der 
fiktiven Vergütung als Arbeitnehmer muss 
die Klägerin noch ergänzend vortragen. 

1 Statusfeststellung 

BAG: Statusfeststellung des Arbeitnehmers führt 
zu hohen Rückforderungen des Arbeitgebers 

3 Erwerbsminderungsrente 

BSG: Kleine Verbesserungen für gesundheitlich 
eingeschränkte Versicherte 

4 Grundsicherung 

BSG: Zinsen aus der Zeit vor dem Bezug von 
Grundsicherungsleistungen muss das Jobcenter 
nicht übernehmen. 

5 Grundsicherung 

SG München: Darlehen für Belastungen durch 
Umlagebeschlüsse der Eigentümerversammlung 

6 Krankenversicherung 

BSG: Beschränkung auf Indikation 
»diabetisches Fußsyndrom« rechtmäßig 

7 Unfallversicherung 

BSG: Unfall auf dem Weg vom Kindergarten 
zurück zum häuslichen Arbeitsort 
nicht versichert 

8 Unfallversicherung 

SG Stuttgart: Unfall bei Segway-Tour: Berufs 
genossenschaft muss nicht bezahlen 

9 Unfallversicherung 

SG Dortmund: Unfall nach Katzenfütterung 
Berufsgenossenschaft zahlt nicht 

10 Rentenversicherung 

LSG Baden-Württemberg: Wegen angeblicher 
Versorgungsehe: Witwenrente zu Unrecht 
verweigert 

11 Sozialhilfe 

LSG NRW: Sozialhilfe zahlt Bestattung einer 
Fehlgeburt nicht 

12 Grundsicherung 

LSG NRW: Kosten für Kryokonservierung müssen 
vom Jobcenter übernommen werden 
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Beiträge·· 
➔ Arbeitswissenschaftliche/-medizinische Aspekte zur Arbeitszeit. 99 
Arbeitszeiten beeinflussen-die Gesundheit und das soziale Wohlergehen der Beschäftigten und können 
erhebliche Unfallrisiken e~tfalten. Dieser Beitrag bietet eine Übersicht über den arbeitswissenschaftlichen 
Kenntnisstand und aktuelle Gestaltungsempfehlungen für die Arbeitszeit und Schichtarbeit, um Risiken zu 
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Von Johannes Gärtner und Anna Arlinghaus 

➔ Ausgewähltes Judikatur-Update 2019 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 105 
Wie immer zwingt der zeitlich enge Vortragsrahmen zu einer Auswahl. Geworden sind es letztlich 15 Ent 
scheidungen zu „innerösterreichischen" Themen und 8 Entscheidungen zu unionsrechtlichen Themen, 
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tern. 
Von Franz Schrank 

➔ Ausgewählte Rechtsprobleme rund um Urlaub und Feiertage . . . . . . . . . . . . . 126 
In jüngerer Zeit haben Judikate des EuGH auch im Urlaubsrecht erheblichen Staub aufgewirbelt. Der erste 
Teil des Beitrags geht daher der Frage der Auswirkungen dieser Rsp auf das österr Urlaubsrecht nach. Der 
zweite Teil der Abhandlung ist der, ebenfalls durch ein Judikat des EuGH initiierten, Neuregelung zum 
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Von Susanne Auer-Mayer 
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man noch die Bestimmungen des ARG dazu, sind es weit über 100 Paragrafen. Schon bei der Auswahl des 
passenden Arbeitszeitmodells wird es kompliziert und auch verwaltungsstrafrechtlich heikel. Denn die 
Falschanwendung von Arbeitszeitmodellen (bspw von Gleitzeitmodellen dort, wo sie gar nicht passen, weil 
eigentlich nach Dienstplan gearbeitet werden muss, der sich dann oft hinter langen Funktionszeiten ver 
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Von Andreas Jöst 

137 

➔ Arbeitszeit und Kollektiwertrag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 144 
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befugnis im Arbeitszeitrecht auf und thematisiert strittige Rechtsfragen der AZG-Novelle 2018 in Zusam 
menhang mit sog kollektivvertraglichen Zulassungsnormen. Weiters werden einzelne Rechtsprobleme und 
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